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„Israel wird seine Offensi-
ve im Gaza-Streifen wohl

erst beenden, wenn sicherge-
stellt ist, dass keine neuen
Waffen mehr dor thin einge-
schmuggelt werden“. Dies er-
klär te der CDU-Europaabge-
ordnete Elmar Brok, Mitglied
im Auswär tigen Ausschuss
des Europäischen Parlaments
und außenpolitischer Sprecher
der Europäischen Volkspartei,
in Jerusalem. Brok hielt sich zu
Sondierungsgesprä chen in der
Region auf und traf dort unter
anderem mit Staatspräsident
Peres, Mitgliedern des israeli-
schen Sicherheitskabinetts,
Knes set-Abgeordneten sowie
dem palästinensischen Mini-
sterpräsidenten Fajad zusam-
men.

Der EVP-Außenpolitiker, der
auch in die vom Hamas-Rake-
tenbeschuss besonders betrof-

fene Grenzstadt Sderot gereist
war, wurde zudem selbst Zeu-
ge eines Einschlags von Kas-
sam-Raketen. Die Hamas habe

durch die Fortsetzung des Be-
schusses und ihre Ablehnung
des ägyptisch-europäischen Frie -
densplans deutlich gemacht,

dass sie an einer Deeskalation
des Konflikts ganz offensicht-
lich nicht interessiert ist. Israel
werde deshalb seine Militäro-
perationen bis auf weiteres fort -
setzen müssen. 

Brok begrüßte ausdrücklich
die laufenden Vermittlungsbe -
mühungen, an denen die Euro -
päische Union einen erhebli-
chen Anteil habe. Allerdings sei
bei den aktuellen Gesprächen
darauf zu achten, dass der ge-
wählte palästinensische Präsi-
dent Abbas nicht weiter ge-
schwächt werde. „Der Waffen-
schmuggel muss wirksam un-
terbunden werden. Dies liegt
insbesondere in ägyptischer
Verantwortung. 

E L M A R B R O K :

Gaza-Konflikt verdeutlicht erneut Notwendigkeit
einer kontinuierlichen EU-Außenvertretung

Gasstreit zeigt Notwendigkeit für EU-Energiepolitik 

Einen Ausbau der Energiepolitik auf europäischer Ebene hat der
Vorsitzende der CSU-Gruppe im Europäischen Parlament, Markus
Ferber, gefordert. Der Streit über die russischen Gaslieferungen
habe deutlich gemacht, dass nur die Zusammenarbeit aller EU-
Staaten im Rahmen der Europäischen Union eine dauerhafte En-
ergieversorgung auch für Deutschland garantiere. 
„Der Gasstreit hat deutlich gemacht, dass Europa so schnell wie
möglich eine Energiepolitik mit echten Kompetenzen benötigt“.
Nach Ansicht Ferbers müsse die Energiepolitik wie im Vertrag von
Lissabon vorgezeichnet in der gemeinsamen Zuständigkeit der
Europäischen Union und der Mitgliedstaaten liegen. „Der Vertrag

von Lissabon ermöglicht, dass Europa durch gemeinsames Han-
deln in der Energiepolitik geschlossen gegenüber Drittstaaten
auftreten kann. Dies ist die Grundvoraussetzung einer sicheren
Energieversorgung auch für Deutschland“.
Ferber bezeichnete das Auftreten des tschechischen EU-Ratsvor-
sitzes als „zu wenig, zu spät“. Sie habe die Gaskrise zu lange als
rein wirtschaftliche Frage zwischen der Ukraine und Russland be-
handelt. 

Den vollständigen Text finden Sie unter: 
http://www.cducsu.eu/content/view/5505/32/
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Das Europäische Parlament
hat sich mit klarer Mehr-

heit für eine Revision der seit
1994 bestehenden Richtlinie
zu den Einlagensicherungssy-
stemen im EU-Bankensektor
ausgesprochen. Der zuständi-
ge Parlamentsberichterstatter
Christian Ehler zeigte sich er-
freut über den Ausgang der
heutigen Plenarabstimmung:
„Erreicht wurde die Erhöhung
des Sicherungsniveaus auf
50.000 Euro im kommenden
Jahr sowie 100.000 Euro ab
2010, eine deutliche Reduzie-
rung der Auszahlungsfristen im
Krisenfall auf 20 Tage sowie
der Wegfall der privaten Anle-
germithaftung. Damit sind zu -
künftig 90 Prozent der Erspar-
nisse in der Europäischen Uni-
on garantiert“. Hinzu komme,
dass die generelle Auszah-
lungsfrist tatsächlichen Notfal-
lauszahlungen in begrenztem
Umfang nicht entgegenstehe. 

Es wäre nicht hinnehmbar
ge wesen, so Ehler weiter, wenn
Privatanleger angesichts der
Fehlentwicklungen auf dem
Bankensektor für fremdver-
schuldete Verluste in Mithaf-
tung genommen worden wären.
Deshalb habe das Europäi-
sche Parlament hier ebenso
Korrekturen vorgenommen wie
bei der Einbeziehung der klei-

nen und mittleren Unterneh-
men (KMU) in das neue Einla-
gensicherungssystem. „Nach
den ursprünglichen Vorstellun-
gen der Kommission sollten
nur private, aber keine gewerb-
lichen Einlagen der Garantie-
verpflichtung unterliegen. Dies
haben wir im Hinblick auf die
KMU korrigieren können. Gera-
de vor dem Hintergrund der
Stabilisierung der Finanzmärk-
te wäre es sonst ein fatales
Signal gewesen, lediglich pri-
vate Einlagen zu sichern“, be-
tonte der Berichterstatter.

Kritik übte der EVP-Wir t-
schaftspolitiker hingegen am
Ablauf des Trilogverfahrens bei
diesem milliardenschweren Ge -
setzgebungsdossier. Dieses ha -
be sehr deutlich die Fähigkeit
zur schnellen Reaktion – aber
ebenso die Grenzen – der eu-
ropäischen Institutionen auf-
gezeigt. So habe die EU-Kom-
mission erst Mitte Oktober vor

dem Hintergrund der Finanzkri-
se einen Vorschlag zur Ände-
rung der bereits bestehenden
Richtlinie vorgelegt, mit dem
Ziel, das Vertrauen der Anleger
in die Märkte wieder herzustel-
len. „Als Parlament haben wir
uns schnell und konstruktiv in
den Prozess eingebracht. Dies
war auch richtig und notwen-
dig, allerdings hat der teilwei-
se doch sehr improvisierte Ab-
lauf der Verhandlungen mit Rat
und Kommission aufgezeigt,
was es bedeutet, wenn ein so
komplexes Thema nach Jah-
ren der Inaktivität seitens des
zuständigen Kommissars plötz -
lich so kurzfristig legislativ um-
gesetzt werden muss“, so der
CDU-Europaabgeordnete aus
Brandenburg. 
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C H R I S T I A N E H L E R :

Plenum verabschiedet bessere Einlagensicherung 
in der Europäischen Union
B O D E N S C H U T Z I S T N A T I O N A L E A N G E L E G E N H E I T

Christian Ehler MdEP

W E R N E R L A N G E N :

Zehn Jahre Euro: 
Unverzichtbarer Stabilitätsanker für die EU

P R E I S S T A B I L I T Ä T U N D S I C H E R H E I T V O R W Ä H R U N G S S P E K U L A T I O N E N
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Die Währungsunion hat Eu-
ropa Preisstabilität und

politische Identifikationskraft
ge bracht. Das sagte der Vorsit-
zende und der CDU/CSU-Grup -
pe im Europaparlament, Wer-
ner Langen (CDU). „Zehn Jahre
Euro bedeuten Stabilität und
Vertrauen in die Gemeinschafts -
währung. Diese Entwicklung
hat Europa gut getan und
muss weitergeführt werden“,
so Langen anlässlich der Feier-
stunde im Europäischen Par -
lament. 

Mit der Einführung des Euro
am 1. Januar 1999 sei ein
„lange ersehntes Integrations-
projekt“ Wirklichkeit geworden.
„Der Euro ist das mit Händen

greifbare Symbol der europäi-
schen Einigung und der Vollen-
dung des EU-Binnenmarktes,
das den Menschen und der

Wirt schaft das Leben erleich-
tert.  Der Euro hat sich interna -
tional etabliert und ist zur ech-
ten Konkurrenz zum Dollar ge-
worden. Das war nicht selbst-
verständlich“, sagte der CDU-
Europaabgeordnete. Mit der
unabhängigen Euro  päischen
Zentralbank (EZB) und dem Sta -
bilitätspakt habe der Euro ein
starkes Rückgrat. „Die Preis-
stabilität ist das obers te Gut
der Einheits wäh rung. Es ist
das Verdienst von Helmut Kohl
und Theo Wai gel, dass sich der
Euro auf harte Statuten stüt-
zen kann. Er hat eine ungebro-
chene Anziehungskraft. 

Umso mehr haben wir die
Ver pflichtung, bei künftigen

Beitritten zur Währungsunion
keine politischen Rabatte zu-
zulassen. Alles andere wäre
ein Spiel mit dem Feuer“, so
Langen. 

Der CDU-Europaabgeordne-
te erinnerte an die segensrei-
chen Wirkungen des Euro wäh -
 rende der Finanzmarktkrise.
„Hätten wir den Euro nicht
gehabt, wären viele große
Volkswir tschaften der Euro-
Zone Währungsspekula tio -
nen ausgesetzt gewesen.
Mit unkalkulierbaren Fol gen.
Das kann man nicht hoch ge-
nug einschätzen – gerade im
Hinblick auf ein expor torien-
tier tes Land wie Deutsch-
land.“

Werner Langen MdEP
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Das Europaparlament hat ein EU-
Gesetzes paket zum Einsatz und zur

Zulassung von Pflanzenschutzmitteln ver-
abschiedet.  „Mit den neuen Vorgaben sor -
gen wir für mehr Sicherheit für die Anwen-
der, die Ver brau cher und die Umwelt. Und
das zu den glei chen hohen Standards
überall in der EU“, sagten die Berichter-
statterin des Europaparlaments zur Richt-
linie, Christa Klaß (CDU), und die umwelt-
politische Sprecherin der CSU-Europa-
gruppe, Anja Weisgerber. Die neuen Vor-
schriften zu Pflanzenschutzmitteln treten
ab Frühjahr 2011 in Kraft. Kern der Richt-
linie sind nationalen Aktionspläne, mit de-
nen die Mitgliedstaaten Zielvorgaben zur
Risiko reduzierung festsetzen.

Dazu gehören Abstandsregelungen zu
Gewässern, die national entsprechend der
klimatischen Bedingungen, dem Boden
und der Pflanzenart ausgerichtet werden.
„Der Leitgedanke lautet ,So viel wie nötig,
so wenig wie möglich’“, so Christa Klaß
Durch die Richtlinie werden konkrete Vor-
gaben für die Aus- und Fortbildung und die
Information aller Anwender vorgegeben.
Geräte und Maschinen, die zum Einsatz
von Pflanzenschutzmitteln benutzt wer-
den, müssen alle drei Jahre eine techni-
sche Überprüfung absolvieren. „Der Gerä-

te-TÜV, den es in Deutschland bereits gibt,
wird EU-weit verpflichtend. Damit bekom-
men wir europaweit mehr Sicherheit und
gleiche Wettbewerbsbedingungen“, be-
tonte die CDU-Parlamentarierin.

Die umweltpolitische Sprecherin der
CSU-Europagruppe, Anja Weisgerber, sag-
te: „Die neue Ver ordnung zur Zulassung
von Pflanzenschutzmitteln bringt mehr
Verbraucher- und Umweltschutz und die
zu Recht geforderte Harmonisierung bei
der Zulassung. Wir haben damit EU-weit
ein einheitlich hohes Schutzniveau, ohne
dabei eine nachhaltige landwirtschaftli-
che Produktion in Europa zu gefährden.“

Alle Stoffe, die krebserregend, erbgut-
verändernd oder for tpflanzungsgefähr-
dend sind, werden vom Markt ver schwin -
den. „Das bringt mehr Gesundheitsschutz
für Verbraucher und Landwirte“. Bei der
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln wird
es in Zukunft statt 27 nationaler nur
noch drei europäische Zulassungszonen
geben. Innerhalb der Zonen herrscht das
Prinzip der verpflichtenden gegenseiti-
gen Anerkennung. „Dadurch bekommen
wir auch bei der Pflanzenschutzpolitik
einen wirklichen Binnenmarkt und ein-
heitliche Wettbewerbsbedingungen“, so
Weisgerber.

In der Plenardebatte über den Marine-
einsatz der Europäischen Union zur

Bekämpfung der Piraterie am Horn von
Afrika hat Karl von Wogau, Vorsitzender
des Unterausschusses für Sicherheit
und Verteidigung, im Europäischen Parla-
ment unterstrichen, dass die Piraterie
am Horn von Afrika nur das Symptom ei-
ner Krankheit sei. Und diese Krankheit
sei die Anarchie in Somalia: "Somalia ist
der Prototyp eines gescheiterten Staa-
tes. Im Süden gibt es die Union of Isla-

mic Courts, weiter im Norden Somaliland
und Puntland. Letzteres ist eng verfloch-
ten mit der Piraterie. Die Äthiopier sind
dabei, das Land zu verlassen. Die Afrika-
nische Union ist nicht zu einer Lösung
des Problems imstande. Hier liegt der ei-
gentliche Kern des Problems. 

C H R I S T A K L A ß U N D A N J A W E I S G E R B E R :

Neue EU-Standards zu Pflanzenschutz 
unter Dach und Fach
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� Lissaboner Vertrag rasch ratifizieren
Der beste Beitrag der tschechischen

Regierung für die baldige Umsetzung
des EU-Reformvertrages ist die zügige
Ratifizierung im eigenen Land.  Das
sagte der stellvertretende Vorsitzende
der EVP-ED-Fraktion im Europaparla-
ment, Hartmut Nassauer (CDU), in der
Plenardebatte zum Programm der neu-
en tschechischen EU-Präsidentschaft.
„Viele Lösungen für bestehende eu-
ropäische Probleme bietet der Lissabo-
ner Vertrag. Wenn Tschechien ihn jetzt
rasch ratifiziert, kann zusätzliche positi-
ve Dynamik für eine erneute Volksbefra-
gung in Irland entstehen. Tschechien ist
jetzt in einer europäischen Vorbildrolle
und kann diesen wertvollen Beitrag lei-
sten“, so der CDU-Europaabgeordnete.

� Bürokratieabbau bei Kleinstbetrieben
Das Europäische Parlament hat die

EU-Kommission aufgefordert, so ge-
nannte Kleinstbetriebe von allen EU-
Bilanzpflichten zu befreien. Kleinstbe-
triebe sind Unternehmen mit einer Bi-
lanzsumme bis 500.000 Euro, einem
Nettoumsatz bis 1.000.000 Euro und
maximal zehn Beschäftigten. „Der Büro -
kratieabbau muss endlich bei den ganz
Kleinen ankommen. Der Frisör- oder
Bäckerladen um die Ecke hat nichts
mit dem grenzüberschreitenden eu-
ropäischen Binnenmarkt zu tun. Dann
muss er sich auch nicht den Regeln
des Binnenmarktes unterwerfen“, er-
klär t der rechtspolitische Sprecher
der EVP-ED-Fraktion, Klaus-Heiner
Lehne (CDU).

� EP verabschiedet EU-Haushalt 2009
Das Europäische Parlament hat heu -

te in zweiter Lesung den EU-Haushalt
2009 mit deutlicher Mehrheit gebil-
ligt. Demnach wird der Haushalt der
Europäischen Union in diesem Jahr ei-
nen Umfang von 133,7 Milliarden Eu-
ro an Verpflichtungs- und 116 Milliar-
den Euro an Zahlungsermächtigungen
haben, dies entspricht 0.894% des
EU-Bruttonationaleinkommens (BNE).
„Damit können wir die Basisnotwen-
digkeiten der Europäischen Union fi-
nanzieren und haben es zugleich ge-
schafft, auch für den neu eingerichte-
ten Lebensmittelnothilfefonds eine
Lösung zu finden“, erklärte der Vorsit-
zende des Haushaltsausschusses,
Reimer Böge (CDU), in Straßburg.Impressum
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K A R L V O N W O G A U :

Piraterie ist Folge der Instabilität in Somalia
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